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4.1 Die Eidgenossenschaft

Das Gebiet, welches die Schweizer Eidgenossenschaft und ihre
Bundesgenossen, die sogenannten zugewandten Orte, im 18. Jahr-
hundert umfasste, entsprach mit wenigen Ausnahmen* dem heutigen
Staatsgebiet der Schweiz. Die Kerngebiete dieses losen Staatenbun-
des hatten vom 13. bis zum 15. Jahrhundert ihre Unabhéangigkeit von
feudalen Landesherren erkampft und den Status von reichsunmit-
telbaren Gebieten errungen. Im Schwabenkrieg von 1499 gewan-
nen sie die faktische Unabhangigkeit vom Deutschen Reich, die
zwar allgemein respektiert, aber erst im Westfalischen Frieden
1648 volkerrechtlich bestatigt wurde. Die internen Grenzen der
Kantone anderten sich erst nach der Eroberung bzw. Besetzung der

1 1797 kam es zur groften Grenzkorrektur, als Siidgraubiinden (Veltlin, Chiavenna,
Bormio) von Bonaparte der Cisalpinischen Republik angegliedert wurde. 1798 wurde
Miilhausen von Frankreich annektiert. Im Wiener Kongress (1815) wurden nicht nur die
einst mit Bern verbiindeten siidlichen Gebiete des Fiirst-Bistums Basel, sondern auch sei-
ne nordlichen Bezirke (die nicht zu den eidgenéssischen Bindnispartnern zéhlten) dem
Kanton Bern zugesprochen. Kleinere Gebietserweiterungen betrafen Genf (1815-16) und
den 1798 entstandenen Kanton Aargau (1802: Eingliederung des Fricktals am Rhein).
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Eidgenossenschaft durch die Armeen des revolutionaren Frankreich
im Jahre 1798 und vor allem durch die Mediationsakte Napoleons
von 1803; unter franzdésischem Druck kam es auf ehemals Berner
und Zircher Territorien zur Griindung der neuen Kantone Waadt-
land, Aargau und Thurgau, deren Bestand vom Wiener Kongress
nicht rickgangig gemacht wurde.

Die Eidgenossenschaft besals damals wie heute hauptsachlich
natirliche Grenzen: Alpenkamme im Siiden und Stidosten, das Jura-
gebirge im Nordwesten, Flusse und Seen im Norden, Nordosten und
Stidwesten.? Etwa zwei Drittel der Landesoberflache werden von den
Alpen und dem Jura eingenommen, ein Drittel vom hiigeligen Mittel-
land oder plateau nérdlich der Alpen, in dem der GroRteil der Bevol-
kerung lebte und noch immer lebt. Die politische Zersplitterung
des Landes hatte zur Entwicklung von vielen Stadten mit verhalt-
nismalig geringer Einwohnerzahl beigetragen. Man schatzt, dass
um 1750 etwa 23.000 Einwohner in Genf, 16.000 in Basel und Bern,
10.000 in Ziirich, 8.000 in St. Gallen, 7.000 in Lausanne und Schaff-
hausen, 5.000 in Miilhausen und Luzern sowie 4.000 in Neuenburg
und Solothurn lebten. Im gleichen Zeitraum diirften in Wien circa
175.000, in Graz 20.000, in Salzburg 15.000 sowie in Innsbruck
und Linz je 10.000 Einwohner gelebt haben. Die meisten Stadte
befanden sich im Mittelland, nur wenige in den grofSen Bergtalern
der Alpen und des Juragebirges. Einige Hauptorte der Zentral- und
Ostschweiz, wie etwa Appenzell, Schwyz, Uri und Unterwalden,
hatten im 18. Jahrhundert noch den Charakter von unbefestigten
Markt- oder Dorfgemeinden.

Die Morphologie des Landes bestimmte die Landwirtschaft, die
bis zum Ende des 18. Jahrhunderts noch den groften Teil der Bevol-
kerung beschaftigte. Sie betrieb Pflanzenbau im Mittelland und Vieh-
zucht in den Voralpen. Der Anbau von Getreide deckte nur einen Teil
des heimischen Bedarfs und machte die Schweiz von Einfuhren aus
Nachbarlandern abhangig. So wurde erst nach der Hungersnot der
Jahre 1770-72 in den Anbau von Kartoffeln investiert. Der Weinbau
war im Gebiet des Genfer Sees und den Talern des Wallis konzen-
triert und im Tessin entwickelte sich die Kultur von Maulbeerbau-
men. In der Westschweiz, hier vor allem in Genf und im Juragebiet,
in der Nordschweiz mit den Zentren Basel und Schaffhausen, in der
Zentralschweiz mit dem Hauptort Zirich und in den ostschweizer
Stadten St. Gallen und Appenzell kam es im 18. Jahrhundert zu einer
raschen protoindustriellen Entwicklung, die durch das Verlagssys-
tem auch der Landbevolkerung der umliegenden Gebiete gewerbli-
ches Nebeneinkommen verschaffte.

2 Ausnahmen: Kantone Basel und Schaffhausen, die Untertanenlande im Tessin, die
Republik Genf.
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Die Bevolkerung der Eidgenossenschaft belief sich Anfang des
18. Jahrhunderts auf ca. 1,2 Millionen Einwohner, am Ende des Jahr-
hunderts wurde sie zum ersten Mal statistisch erfasst und zahlte 1,7
Millionen. Um 1750 dirfte sie ca. 1,3-1,4 Millionen Einwohner gezahlt
haben.? In der Zentral-, Nord- und Ostschweiz sprachen etwa zwei Drit-
tel der Bevolkerung alemannische Dialekte, ein Viertel in der Siid- und
Westschweiz franzosisch; im Tessin wurde Italienisch und in Graubiin-
den Rhatoromanisch gesprochen. Diese Proportionen haben sich bis
heute nur wenig, hauptsachlich zu Ungunsten der rhatoromanischen
Sprache, verandert. Einige Territorien waren mehrsprachig: Aleman-
nisch und Franzoésisch sprach man in Bern, Freiburg, Wallis und Biel;
Rhatoromanisch, Alemannisch und Italienisch in Graubiinden.

Als Binnenland im Herzen Europas war die Schweiz fiir den Waren-
und Personenverkehr zwischen den deutschen Staaten, Italien und
Frankreich pradestiniert. Es entwickelte sich ein lebhafter Nord-Siid-
verkehr tiber die wenigen passierbaren Alpenpasse St. Bernhard, St.
Gotthard, Lukmanier, Spliigen und Septimer, die erst im 19. Jahrhun-
dert fiir den Wagenverkehr ausgebaut wurden. Im Ost-Westverkehr
spielten Fliisse und Seen eine wichtige Rolle. Dank seiner Lage wurde
Genf zum Zentrum des Warentransits aus Frankreich. Bern unter-
nahm als erster Kanton Mitte des 18. Jahrhunderts ein Bauprogramm
fur befahrbare Strallen. Der Verkehr mit Postkutschen entwickelte
sich zunachst im Mittelland und in der Westschweiz, wo er u.a. von
Postpachtern aus den Familien Fischer in Bern und Gallatin in Genf
betrieben wurde; es gab aber keine Firmen, die sich mit den Postbe-
trieben der Familien Thurn und Taxis und Paar vergleichen lief3en.
Ein Grofiteil des Personenverkehrs erfolgte zu Pferd, per Boot oder
zu Ful. Zinzendorf konnte seine aus Tirol mitgebrachte Kutsche nur
im Westen der Schweiz, zwischen Schaffhausen, Basel, Solothurn,
Neuenburg, Bern und Genf benutzen; meistens war er zu Pferd, eini-
ge Male per Boot und auch zu Ful’ unterwegs.

Zur Schweizer Eidgenossenschaft wurden im engeren Sinne drei-
zehn Kantone - auch Stande oder Orte genannt - mit ihren Unter-
tanengebieten gerechnet, im weiteren Sinne auch die sogenannten
zugewandten Orte, die Bundnisvertrage mit mehreren oder allen
Kantonen abgeschlossen hatten, sowie zwei Schutzstaaten. Bei den
dreizehn Kantonen unterschied man nach der Zeit ihrer Zugehorig-
keit zur Eidgenossenschaft die acht sogenannten Alten Orte - die
drei Urkantone Uri, Schwyz, Unterwalden sowie Luzern, Ziirich,
Glarus, Bern, Zug - von den funf anderen Kantonen Freiburg, Solo-
thurn, Basel, Schaffhausen und Appenzell. Fast alle Kantone besa-
Ren eigene Untertanengebiete, die durch Vogte verwaltet wurden;

3 Zum Vergleich: 1770 wurde die Gesamteinwohnerzahl der habsburgischen Monar-
chie auf 18,6 Millionen Einwohner geschatzt.
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ihre Bewohner waren von den Regierungsgeschaften ausgeschlos-
sen. Es wird geschatzt, dass weniger als ein Sechstel der gesamten
Bevolkerung Blirgerrechte genoss und an den Regierungsgeschaften
teilnehmen konnte; fiinf Sechstel lebten im Status von Untertanen,
die jedoch Zugang zu subalternen Posten in der Verwaltung hatten.
Jedoch hatten die Gemeinden und Stadte in den Untertanengebieten
zum Teil weitreichende Selbstverwaltungsrechte. Gemeinsame milita-
rische Aktionen mehrerer Kantone fuhrten im Lauf der Jahrhunderte
auch zur Eroberung von Gebieten, die dann als gemeinsame Unter-
tanenlande, sogenannte gemeine Herrschaften, verwaltet wurden.

In sieben Kantonen lagen die politischen Rechte bei den Stadtbiir-
gern und den von ihnen gewahlten Raten der Hauptorte Basel, Bern,
Freiburg, Luzern, Schaffhausen, Solothurn und Ziirich. Die Angehori-
gen der anderen Gemeinden galten als Untertanen / sujets. In diesen
Kantonen wurde die eigentliche Regierungsgewalt durch eine patri-
zische Oligarchie ausgeiibt, die allméahlich die demokratischen Rech-
te usurpiert hatte.® In Basel, Schaffhausen, Solothurn und Ziirich
bildete die mittelalterliche Zunftorganisation der Stadtblirger den
Rahmen fiir die Wahl der regierenden Réte. Sechs Kantone, namlich
Appenzell, Glarus, Schwyz, Unterwalden, Uri und Zug, hatten sich
aus bauerlichen GrofSgemeinden, den sogenannten Talgenossenschaf-
ten, entwickelt und wurden ,demokratisch’, also durch die Lands-
gemeinde der mannlichen Biirger aller freien Gemeinden, regiert.
Diese Rechte standen jedoch den Einwohnern der Untertanengebie-
te dieser Kantone nicht zu. Auch hier gruppierten sich Parteien um
einflussreiche Familien, die um die hohen Amter wetteiferten. Im 18.
Jahrhundert hatten das Wahlverfahren der Rite und der Amterhan-
del oft heftige Proteste benachteiligter Biirger ausgelost, die in eini-
gen Kantonen zum offenen Aufruhr fithrten.

Die vier Kantone Basel, Bern, Schaffhausen und Ziirich gehor-
ten ganz der Reformierten Kirche an, wahrend die sieben Kanto-
ne Freiburg, Luzern, Solothurn, Unterwalden, Uri, Schwyz und Zug
katholisch blieben. Im Appenzell hatte sich der reformierte Halb-
kanton AufRerrhoden 1597 vom katholischen Innerrhoden getrennt.
In Glarus waren beide Religionen vertreten. Von den zugewand-
ten Orten waren Biel, Genf, Neuenburg, Milhausen und die Stadt
St. Gallen reformiert, die Abtei St. Gallen, Wallis und das Bistum
Basel - nicht zu verwechseln mit dem Kanton Basel - waren katho-
lisch. Im Freistaat der Drei Biinde, dem heutigen Graubiinden, und in
Biel waren beide Religionen vertreten. In den reformierten Kantonen

4 In den von Ziinften beherrschten Stéddten Basel, Schaffhausen, Solothurn und Zi-
rich war der Kaufmannsstand im regierenden Patriziat stark vertreten; in Bern hinge-
gen galten Handelsgeschéafte als unwiirdig fiir gewahlte Magistrate. In allen Stadten
nahm im 18. Jahrhundert die Zahl der ,Rentner’ zu, deren Einkommen ausschlieflich
vom Vermoégensertrag und Militdrpensionen herrithrten.
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wirkten Chorgerichte, sogenannte Konsistorien, als hochste gericht-
liche Instanz fiir Sitten- und Ehefragen.

Die im weiteren Sinne zur Eidgenossenschaft gezahlten zugewand-
ten Orte hatten sehr unterschiedliche politische Verfassungen. Die
Republik Wallis und der Freistaat der Drei Biinde wurden fodera-
tiv und demokratisch regiert, die Abtei St. Gallen, das Bistum Basel
und das Furstentum Neuenburg hatten monarchische Verfassungen,
die Stadtrepubliken Miilhausen und St. Gallen wurden von Ziunften
beherrscht, Genf weitgehend von einer patrizischen Oberschicht.

Die einzige gemeinsame politische Institution der Eidgenossen-
schaft war seit dem frithen 14. Jahrhundert die jahrliche Tagsatzung
oder Diete, die seit 1715 im thurgauischen Frauenfeld unter dem
Vorsitz von Ziirich abgehalten wurde. Jeder Kanton entsandte zwei
Delegierte, zugewandte Orte je einen. Die Mehrheitsentscheidungen
der Tagsatzungen waren flr innere Angelegenheiten - bis auf Reli-
gionsfragen - bindend; in Streitfallen konnte die Tagsatzung eine
Schlichterrolle spielen. Im Verteidigungsbeschluss oder Défensional
von 1668 hatte die Tagsatzung den Kantonen eine bindende Organi-
sation zum Schutz der Grenzen vorgeschrieben, die auf den Wider-
spruch der katholischen Kantone stie8. Neben den eidgendssischen
Tagsatzungen gab es auch Versammlungen der protestantischen
Kantone in Aarau oder Langenthal und der katholischen Kantone in
Luzern. Aullenpolitische Entscheidungen, die nicht direkt den Schutz
der Eidgenossenschaft betrafen, wurden den Kantonen und zuge-
wandten Orten Uberlassen.

Die eidgendssische AufSenpolitik wurde durch den Machtwettbe-
werb der Nachbarn Frankreich und Osterreich bestimmt, seit dem
17. Jahrhundert vor allem durch den auf Militarbiindnisse gestiitzten
Einfluss Frankreichs. Seit der Eroberung der benachbarten Freigraf-
schaft Burgund durch Frankreich im Jahre 1674 folgte die Eidge-
nossenschaft einer Politik der Neutralitat, durch die sie von der
Teilnahme an den groflen europaischen Kriegen des 18. Jahrhun-
derts verschont blieb.

Die Kantone und ihre Bundesgenossen schlossen im eigenen
Namen Vertrage mit fremden Staaten ab. Vertrage, die von der Eidge-
nossenschaft akzeptiert worden waren, wie z.B. 1511 die Erbeinigung
mit dem Haus Osterreich oder 1516 der Ewige Frieden mit Frank-
reich, durften nicht modifiziert werden, wurden aber oft durch kanto-
nale Vertrage, etwa zur Anwerbung von Soldaten, erganzt. Bei der
regelmafliigen Erneuerung des Biindnisvertrages der Eidgenossen-
schaft mit Frankreich von 1521 kam es zum zeitweiligen Bruch - so
blieben die protestantischen Kantone von 1715 bis 1777 von dieser
militarischen Gesamtallianz ausgeschlossen.

Da es keine eidgendssische Hauptstadt gab, residierten auslandi-
sche Diplomaten in verschiedenen Kantonen. Frankreich unterhielt
eine Botschaft fiir die ganze Eidgenossenschaft in der sogenannten
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Ambassadorenstadt Solothurn sowie Residenzen in Genf und Grau-
btinden. Der kaiserliche Vertreter residierte in Basel, ein kaiserlicher
Resident in Graubiinden, der britische Gesandte zuerst in Bern und
seit 1762 in Ziirich sowie ein britischer Resident zeitweilig in Grau-
blinden, der papstliche Nuntius in Luzern. Die auslandischen Residen-
ten in Graubiinden wurden unter einheimischen Familien, vor allem
den Salis, Buol und Blumenthal, ausgewahlt. Es gab keine Vertreter
der gesamten Eidgenossenschaft in anderen Landern. Diplomatische
Beziehungen einzelner Kantone wurden durch besondere, oft kurz-
fristige Missionen gepflegt, wie beispielsweise zur Abwicklung von
Anleihen an England und Sachsen. Die permanente Genfer Residenz
in Frankreich und die Luzerner Vertretung in Rom waren Ausnahmen.
Strategische Griinde sowie historisch gewachsene Bande schu-
fen besondere Beziehungsnetze - so etwa zwischen Genf und Frank-
reich, zwischen Kirchenfursten in Basel, St. Gallen, Engelberg und
Einsiedeln und dem Deutschen Reich, zwischen Graubiinden und
Osterreich, zwischen reformierten Kantonen und protestantischen
Staaten, zwischen katholischen Kantonen und dem Kirchenstaat.
Religiose Gegensatze behinderten jedoch keineswegs das Entste-
hen enger Handels- und Finanzbeziehungen mit anderen Staaten.
Ein wichtiger Aspekt der eidgendssischen Aufienpolitik war der
Abschluss von sogenannten Capitulationen zur Vermittlung von
Schweizer Soldnern an auslandische Machte. Diese Vertrage sahen
gewohnlich vor, dass Schweizer Truppen im Dienst anderer Staa-
ten ihrer eigenen Gerichtsbarkeit und Administration unterstellt
blieben, die den Herkunftskantonen verantwortlich war. Die Sold-
ner genossen Religionsfreiheit, hatten hoheren Sold als nationale
Kontingente, waren vom Dienst in Ubersee befreit® und konnten bei
einer Bedrohung ihrer Heimat zurtickgerufen werden. Solche Capi-
tulationen waren von einzelnen Kantonen und zugewandten Orten zu
verschiedenen Zeiten mit Frankreich, der Osterreichischen Monar-
chie, dem Papst, Sardinien, Spanien, Neapel, Sachsen, Preuflen,
Schweden, Genua, Venedig, Holland und England abgeschlossen und
erneuert worden. Die hochste Zahl von im Ausland dienenden So6ld-
nern wurde zu Beginn des 17. Jahrhunderts erreicht, als allein ca.
150.000 Mann den Schweizer Regimentern der franzdsischen Armee
angehorten. Nach dem Frieden von Aachen von 1748 dienten noch
77.000 Schweizer in Frankreich, Holland, Spanien, Sardinien, Sizili-
en, Osterreich und Rom; zur Zeit der franzésischen Revolution waren
es noch ungefahr 40.000. Diese Zahlen beinhalten auch zahlreiche
Auslander, die in den Schweizer Regimentern dienten; die Capitu-
lationen beschrankten meistens den Anteil der Auslander auf ein

5 Der Einsatz Schweizer Truppen im franzdsischen Korsikafeldzug (1769) war eine
Ausnahme.
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Drittel der angeworbenen Mannschaften, ein Limit das jedoch oft
iberschritten wurde. Die auslandischen Machte zahlten nicht nur
den Sold der angeworbenen Schweizer, sondern jahrliche Subventio-
nen an die entsendenden Kantonen, sogenannte Pensionen, die einen
wichtigen Teil ihrer Staatsbudgets bildeten.

Die eintraglichen Stellen der Kompanieinhaber,® die als Militarun-
ternehmer im Auftrag der fremden Staaten tatig waren, wurden zum
erblichen Privileg weniger Familien. Viele Schweizer dienten auch
individuell in auslandischen Armeen, denn der gutbezahlte Dienst
brachte den kinderreichen Familien in den armeren Kantonen nicht
selten Wohlhaben und Ansehen. Im 18. Jahrhundert wuchs jedoch
die Kritik an diesem Export von Arbeitskraften, der nach gangiger
Meinung die wirtschaftliche Entwicklung hemmte und der Landwirt-
schaft Schaden brachte. So wurde der als Reislauf’ bekannte Sold-
dienst im 18. Jahrhundert von patriotischen Schriftstellern wie Hans
Caspar Hirzel, Auguste Tissot oder Jean-Louis Muret wegen seiner
negativen Auswirkungen auf die Demographie und die Wirtschaft
kritisiert; auch in der Berner ockonomischen Gesellschaft und der
Helvetischen Gesellschaft wurde dariiber heftig debattiert. Neuere
Forschungen u.a. von Lucienne Hubler und Urs Kalin kommen jedoch
zu positiveren Ergebnissen beziiglich der demographischen Folgen
des Solddienstes und seiner kulturellen, sozialen und wirtschaftli-
chen Einfliisse auf die Heimatkantone der Soéldner. Die Soldatenwer-
bung fremder Staaten auf Schweizer Gebiet wurde erst 1849 verboten.

Auf kulturellem Gebiet ist als einzige eidgenossische Instituti-
on die bereits erwahnte Helvetische Gesellschaft zu nennen, die
ihre jahrlichen Versammlungen in Schinznach bei Zirich, spater in
Olten und Aarau, abhielt. Auf kantonaler Ebene entstanden Gelehr-
te Gesellschaften, die Kontakte mit ahnlichen Institutionen in ande-
ren Landern pflegten.

Die alteste und im 18. Jahrhundert einzige Schweizer Universi-
tat war 1460 in Basel gegriindet worden. Akademien fur die Ausbil-
dung von Theologen und Juristen entstanden nach der Reform in den
protestantischen Kantonen: 1525 das Carolinum in Ziirich, 1528 die
Akademie von Bern, 1537 jene von Lausanne und 1559 die Akademie
von Genf. Schaffhausen besaR seit 1667 und die Stadt St. Gallen seit
1713 ein theologisches Kollegium. Im katholischen Freiburg wurde
1763 eine Akademie flr Juristen eingerichtet. In Graubiinden erwarb
das 1761 gegriindete Philanthropin, eine private Sekundarschule
des Pastors Planta, einen iiber die Grenzen reichenden Ruf. Diese
hoheren Schulen wurden auch von Studenten aus anderen Kantonen

6 Militdrunternehmer (Inhaber) fiir ganze Regimenter waren in der Schweiz unbekannt.

7 Aus dem Mittelhochdeutschen stammender Ausdruck fiir Kriegsdienste; im Ge-
gensatz zu den berittenen ,Reisigen’ wurden Fu3soldaten als ,Reislaufer’ bezeichnet.
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und Auslandern besucht. Schweizer Familien sandten ihre S6hne
oft an auslandische Lehranstalten wie z.B. an die Universitaten von
Halle, Leiden, Gottingen, das Wiener Theresianum, das Maildnder
Collegium Helveticum. Schweizer Arzte, die im Ausland studiert
hatten - unter anderem Haller, die beiden Briider Herrenschwandt,
Hirzel, Tissot, Tronchin oder Zimmermann - wurden in ganz Europa
bekannt; Lehrstiihle fir Medizin wurden an eidgenossischen Lehr-
anstalten erst im 18. Jahrhundert eingerichtet.

4.2 Die Dreizehn Stande

Appenzell

1597 trennten sich die reformierten Gemeinden der sogenannten
AuBeren Rhoden - mit den Hauptorten Trogen fiir die Gemeinden
yhinter der Sitter” und Herisau fur jene ,vor der Sitter” - und die
katholisch verbliebenen Gemeinden der Inneren Rhoden mit dem
Hauptort Appenzell und bildeten fortan zwei autonome Halbkantone.

In AuBerrhoden wurde jahrlich die sogenannte Landsgemeinde
abgehalten, von der zwei Landammanner und andere Magistrate
gewahlt wurden. Viel Entscheidungsgewalt lag bei den Raten: der
Kleine Rat bestand aus 84 Mitgliedern, der Grofse Rat aus 164, die
im ,doppelten Landtag”, also separat in den beiden durch den Fluss
Sitter getrennten Distrikten tagten. Bis zum Ende des 18. Jahrhun-
derts war die Politik AulSerrhodens durch den Machtkampf grofSer
Familien, wie der Wetter und Schiel$ in Herisau oder der Zellwe-
ger und Schlapfer in Trogen, bestimmt. Er fand seinen Hohepunkt
1732-33 im sogenannten Landhandel zwischen den ,harten’ demokra-
tischen und ,linden’ regierungstreuen Parteien der Landammaéanner
Wetter und Zellweger. Die jahrliche Landsgemeinde von Innerrho-
den wahlte den Landammann und die hochsten Magistrate. Auch
hier beeinflusste der Machtkampf grofSer Familien, wie der Suter
oder Geiger und ihrer Parteiganger, die politischen Entscheidungen.

Basel / Bale

Die in finfzehn Ziinften organisierte Blirgerschaft wurde vom 280
Mitglieder zahlenden Grofsen Rat und vom 60 Mitglieder zahlen-
den Kleinen Rat, der zur Halfte aus Grofraten und Zunftmeistern
bestand, regiert. Zwei Biirgermeister und zwei Oberste Zunftmeister
fihrten den Ratsvorsitz; sie wechselten sich jahrlich in ihren Aufga-
ben ab. Die Zunft der Grofikaufleute gewann seit dem 17. Jahrhundert
eine oligarchische Vorrangstellung auf Kosten der anderen Ziinf-
te. Die Gesellschaft des Adels, die sogenannte Hohe Stube, war in
den Raten nicht vertreten. Die wiederholte Unruhen der Jahre 1691,
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1718 und 1740 fihrten zu Verfassungsanderungen und zur Magist-
ratswahl durch Auslosung. Dieses System erstreckte sich sogar auf
die Professorenposten der Universitat. Das Los entschied iiber die
Auswahl unter den vorgeschlagenen Kandidaten. Im 18. Jahrhun-
dert verscharfte sich der Gegensatz zwischen den auf ihre Vorrech-
te pochenden stadtischen Zinften und den Bewohnern der Basler
Landschaft. Basel herrschte Uiber sieben Vogteien, deren grofSte die
Herrschaft und Stadt Liesthal war. Um sie bildete sich im 19. Jahr-
hundert der heutige Halbkanton Basel-Land.

Bern /Berne

Das Berner Patriziat umfasste urspriinglich 540, in der Mitte des 18.
Jahrhundert ca. 300 sogenannte regimentsfahige Familien, worun-
ter jene gezahlt wurden, die vor 1651 das Berner Biirgerrecht und
damit das Recht erworben hatten, sich als Patrizier zu bezeichnen.
Sie konnten in den Groflen Rat, auch Rat der Zweihundert oder CC
genannt, gewahlt werden. Trotz seines Namens zahlte der CC bis
zu 299 Mitgliedern; alle zehn Jahre fanden Neuwahlen statt, wenn
die Zahl der Mitglieder des CC unter 200 fiel. Die Mitgliedschaft im
Grofen Rat war die Vorbedingung fiir den Zugang zu den eintragli-
chen Staatsamtern in den Untertanengebieten. Durch ein System der
Kooptation, in dem der Kleine Rat und eine Gruppe von Zunftvertre-
tern die Kandidaten vorschlugen, kam es zu einer immer starkeren
Konzentration der Macht in den Handen weniger Familien. So waren
am Ende des 18. Jahrhunderts Mitglieder von lediglich 76 Famili-
en im CC vertreten. Der Kleine Rat umfasste 26 vom CC gewahl-
te Mitglieder; er ernannte zwei SchultheifSe, die abwechselnd je ein
Jahr regierten, sowie andere Magistrate wie beispielsweise je einen
Seckelmeister fiir die deutschen und franzosischen Gebiete, vier
Venner, Amtsdirektoren, Landvogte usw. Die Amtszeit der Ratsmit-
glieder und SchultheifSe galt formell fur ein Jahr, wurde aber durch
ihre jahrliche Wiederwahl meist auf ihre Lebenszeit verlangert, die
der Venner vier Jahre, der Vogte sechs Jahre. Bei einem Geheimen
Rat von sieben Personen, dem der nicht-regierende oder sogenannte
stillstehende Schultheil3, die vier Venner und zwei Senatoren ange-
horten, lag die hochste Justizgewalt in Staatsaffaren.

Das Berner Regime galt als Modell einer paternalistischen, aris-
tokratischen Regierung.® Widerstand kam nicht von den politisch
machtlosen Untertanen, den sujets, sondern von nicht-patrizischen
Burgern. Der Versuch einer Gruppe von Berner Biirgern, die politi-
sche Vormachtstellung der patrizischen Familien zu beschneiden,

8 Edward Gibbon beeinflusste mit seiner ca. 1763 verfassten, aber erst posthum 1796
veroffentlichten Lettre sur le gouvernement de Berne die kritische Haltung kiinftiger
Generationen von Schriftstellern (De Beer et. al., Edward Gibbon).

Studidistorial8 | 61
Karl von Zinzendorf, Tagebuch einer kommerziellen Studienreise durch die Schweiz, 53-72



Watzlawick
4 . Schweizer Territorien und Institutionen im 18. Jahrhundert

fuhrte 1749 zur sogenannten Henziverschworung, die entdeckt und
hart bestraft wurde.

Die Stadt Bern herrschte iiber vier groe von Vennern verwalte-
te Landgerichte, einundfiinfzig deutsche und welsche’ Vogteien, vier
Stadtdmter und mehrere aus ehemaligen Kldstern entstandene Amter.
Diese Amter wurden nach dem Einkommen in vier Klassen gruppiert;
die Vogte, Amtsschultheifse und Statthalter wurden nach einem Rota-
tionsverfahren aus den patrizischen Ratsfamilien ausgewahlt.

Freiburg / Fribourg

Die Biirgerschaft gliederte sich in vier von Vennern / bannerets
regierte Quartiere oder Banner der Stadt. Der GrofSe Rat der Zwei-
hundert umfasste zwei Schultheile / avoyers, zweiundzwanzig
Mitglieder des Kleinen Rates, die vier Venner, den sogenannten Sech-
ziger, der aus funfzehn Ratsherren pro Quartier gebildet wurde sowie
112 Burgern - je achtundzwanzig pro Quartier. Die beiden Schult-
heife wurden auf Lebenszeit aus den Rangen des Kleinen Rates
gewahlt, die Venner vom Groflen Rat aus dem Sechziger auf je drei
Jahre, die Landvogte aus dem GroRen Rat auf je funf Jahre. Eine
aus den Vennern und vierundzwanzig Ratsherren bestehende Gehei-
me Kammer wahlte die Mitglieder des GroRRen Rates aus einer klei-
nen Gruppe regimentsfahiger Patrizierfamilien und erganzte sich
selbst durch Kooptation. Die dreizehn Ziinfte des Kantons hatten
keinen direkten Einfluss auf die Regierungsgeschéafte. Die Stadt Frei-
burg herrschte iber drei sogenannte innere und sechzehn aufere
Vogteien. Man bezeichnete als innere Vogteien jene, die von Rats-
herren regiert wurden, die ihren Amtsitz im Hauptort behielten und
ihre Amtsgeschéfte einem Untervogt iiberlieRen. AuRere Vogtei-
en wurden von Ratsherren regiert, die ihren Amtssitz in die Vogtei
verlegten.

Glarus / Glaris

Die Institutionen des Kantons waren seit 1623 durch die fragile
Koexistenz der beiden Konfessionen bestimmt. Die separaten Lands-
gemeinden der protestantischen Mehrheit und der katholischen
Minderheit schlug der jahrlichen allgemeinen Landsgemeinde ihre
Kandidaten fiir die héchsten Amter vor. Ein fiir jeweils drei Jahre
gewahlter protestantischer Landammann wurde fir zwei Jahre von
einem katholischen Landammann abgelost; ihnen stand fir die glei-
che Periode ein Vizelandammann der anderen Konfession zur Seite.

9 Die zwischen dem Genfer See und dem Neuenburger See gelegenen franzosisch-
sprachigen Gebiete, die Bern 1536 im Krieg gegen Savoyen eroberte. Aus ihnen ent-
stand 1803 der Kanton Waadtland / Vaud.
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Jede Religionsgemeinde wahlte abwechselnd den auf Lebenszeit
ernannten Venner; beide Religionen ernannten die beiden gleichzei-
tig dienenden Landeshauptmanner. Auch die anderen Regierungs-
stellen wurden auf ahnliche Weise besetzt. Jede Religionsgemeinde
hatte zudem das Recht, zur Truppenlieferung separate Kapitula-
tionen mit anderen Staaten abzuschliefen. 1683 wurde auch das
Gerichtswesen nach religiosen Kriterien geteilt.

Glarus besald die Grafschaft Werdenberg und die Herrschaft
Wartau. Die Ernennung von Vogten fir die eigenen und die gemein-
samen Vogteien gab oft Anlass zu religiosen Konflikten, die der Medi-
ation der Eidgenossenschaft bedurften.

Luzern/ Lucerne

Eine kleine Gruppe von Patrizierfamilien beherrschten den 36-kopfi-
gen Kleinen Rat, wobei sich je achtzehn Mitglieder halbjahrlich in der
Regierung abwechselten. Der Kleine Rat war auch im 100 Mitglie-
der zahlenden Groflen Rat prasent; beide Réte erganzten sich durch
Kooptation. Die obersten Magistrate, bestehend aus zwei Schulthei-
Ren, die sich jahrlich abwechselten und regelmafig wiedergewahlt
wurden, zwei Vennern aus den beiden durch die Reuss getrennten
Stadtteilen, den Seckelmeistern, den Vogten und anderen hohen
Beamten wurden ausschliefSlich aus Ratskreisen gewahlt. Luzern
herrschte iiber fiinfzehn Vogteien und Amter, deren Végte fiir Peri-
oden von zwei bis sechs Jahren gewahlt wurden. Als sogenannter
katholischer Vorort der Eidgenossenschaft unterhielt Luzern privi-
legierte Beziehungen zum Kirchenstaat. Die Stadt beherbergte den
Nuntius, entsandte eine diplomatische Vertretung nach Rom und
stellte auch die papstliche Leibwache. Der Einfluss des Nuntius auf
Luzerner Regierungsgeschafte wurde seit 1764 zuriickgedrangt, als
die staatskirchliche Reformpartei mit einem Hochverratsprozess
gegen ihre Gegner die Vormacht im Rat errang, ein Ereignis, das
Zinzendorf in seinem Tagebuch festhalt.**

Schaffhausen / Schaffhouse

Die elf Ziinfte und die adelige sogenannte Hohe Stube bestimmten
die Politik der Stadt. Der GrofSrat der Stadtbiirger mit 84 Mitglie-
dern wahlte aus seinen Reihen den 26-kopfigen Kleinen Rat, den
Blurgermeister, der als Kantonsoberhaupt fungierte, und andere
Magistrate. Seit 1689 war die direkte Wahl durch Auslosung ersetzt
worden. Schaffhausen ernannte zehn Obervdgte fiir die landlichen
Gemeinden, von denen vier die niedrige Gerichtsbarkeit im fiirstlich

10 Tagebuch, 15. August 1764.
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Schwarzenbergschen Reichslehen Klettgau innehatten. Die Abgren-
zung von kaiserlichen und Schaffhauser Lehensrechten gab Anlass
zu haufigen Rechtsstreiten.

Schwyz

Die Landsgemeinde aller mannlichen Uber sechzehn Jahre alten
Einwohner des Urkantons regelte alle wichtigen Staatsgeschafte.
Sie wahlte den 60 Mitglieder umfassenden Rat und, jeweils auf zwei
Jahre, den regierenden Landammann; seine Wiederwahl nach Unter-
brechung war moglich. Der Kanton besal$ fiinf Untertanengebiete
und ibte auch die weltliche Regierungsgewalt tiber das Gebiet der
Abtei Einsiedeln aus.

Die Militarkapitulationen mit Frankreich waren wirtschaftlich
von grofer Bedeutung flir den Kanton und schufen ein wohlhaben-
des Patriziat. Als 1763 eine franzosische Reform die Kapitulations-
bedingungen anderte, brachen in Schwyz Unruhen aus, die bis 1775
die Rekrutierung fir Frankreich unterbrachen.

Solothurn / Soleure

Die elf Ziinfte der Biirgerschaft wahlten je drei Rate in den Kleinen
oder Taglichen Rat, dem auch die beiden obersten Magistrate, die
Schultheille, angehorten, die sich jahrlich in der Regierungsgewalt
ablosten. Weitere 66 Ratsherren, sechs pro Zunft, bildeten mit dem
Kleinen Rat den Grof3en Rat, der auch Rat und Biirger genannt wurde.
Der Sitz der franzosischen Botschaft in der sogenannte Ambassado-
renstadt brachte dem Kanton grof3e wirtschaftliche Vorteile. Solo-
thurn herrschte tiber vier innere und sieben auliere Vogteien bzw.
Amter.

Unterwalden

Der Urkanton war seit Mitte des 14. Jahrhunderts in die zwei Halb-
kantone Obwald und Nidwald geteilt, in denen jeweils die Landsge-
meinde der Biirger die oberste Wahl- und Gesetzesgewalt ausiibte.
Jeder Halbkanton hatte seinen eigenen Landammann, ein gemeinsa-
mer Venner wurde von Obwald, ein gemeinsamer Landshauptmann
von Nidwald benannt. AuSenpolitisch gingen die Halbkantone zeit-
weise getrennte Wege, die durch die grofSen Einnahmen der Soldner-
vertrage motiviert waren. So setzte sich in Obwald im 18. Jahrhundert
eine profranzdsische Partei durch, die in Nidwald weniger Anhénger
fand. Unterwalden besal’ keine eigene Vogteien.
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Uri

Die ungeschriebene Verfassung des Urkantons Uri unterschied sich
in einigen Punkten von der der anderen Urkantone; so musste z.B.
in der jahrlichen Landsgemeinde jeder Antrag von sieben Familien
unterstitzt werden. Die von der Landsgemeinde gewahlten Magistra-
te, darunter Land- und Vizelandammann, Landshauptmann, Venner,
Seckelmeister etc., bildeten mit den Deputierten der Distrikte einen
ca. 60 Mitglieder umfassenden Landrat, die Exekutive des Kantons.
Das Staatsoberhaupt, der Landammann, wurde auf je zwei Jahre
gewahlt; eine Wiederwahl nach einer Unterbrechung war moglich.
Uri besaB3 seit 1441 das ehemals maildndische Gebiet der Leventi-
na, das fiir die Sicherung der HandelsstraRe iiber den St. Gotthard
besonders wichtig war. Die von Zinzendorf erwahnte Revolte der
Leventiner von 1755 wurde deshalb blutig unterdrickt.

Zug [ Zoug

Die in der Landsgemeinde versammelten Biirger der Stadt Zug und
der drei landlichen Gemeinden des Kantons wahlten den aus 40
Mitgliedern bestehenden Rat und den Ammann, der hochste Magis-
trat des Staates, auf dessen Posten sich alle drei bzw. zwei Jahre
Vertreter der vier Gemeinden abwechselten. Die Gemeinden bewahr-
ten nahezu autonome Rechte der Gesetzgebung. Die Stadt Zug besals
funf Herrschaften, fur die sie jeweils auf zwei Jahre Vogte ernannte.

Zlirich / Zurich

Zirich galt als erster Stand der Eidgenossenschaft und berief die
Bundesversammlungen ein. Die Zurcher Blurgerschaft war in zwolf
Zunften und der sogenannten Constaffel, der Gesellschaft der patrizi-
schen Familien, organisiert. Der Gro3e Rat oder Rat der Zweihundert
zahlte 212 Mitglieder und setzte sich aus je zwolf Vertretern der zwolf
Zunfte, aus achtzehn Vertretern der Constaffel sowie aus den funf-
zig Mitgliedern des Kleinen Rates zusammen. Im Kleinen Rat sallen
die beiden Biirgermeister, vierundzwanzig Zunftmeister, vier Cons-
taffelherren, vierzehn Zunftrate und sechs frei gewahlte Ratsher-
ren. Die Amtsgeschafte wurden, halbjahrlich wechselnd, von je einer
Halfte des Kleinen Rates wahrgenommen. Der Geheime Rat, dem
zwolf Mitglieder des Kleinen Rates angehorten - die hochsten Magis-
trate sowie weitere Ratsherren - bildete die eigentliche Regierung.
Biirgermeister und Zunftmeister wurden halbjahrlich gewahlt; ihre
Wiederwahl war die Regel. Die Rate erganzten sich durch Kooptati-
on und besetzten aus ihren Reihen alle hohen Posten der Verwaltung.
Durch Auflockerung des Zunftzwanges erreichten GrofSkaufleute und
Fabrikanten eine starke Stellung in den Raten.

Studidistoria18 | 65
Karl von Zinzendorf, Tagebuch einer kommerziellen Studienreise durch die Schweiz, 53-72



Watzlawick
4 . Schweizer Territorien und Institutionen im 18. Jahrhundert

Die Stadt Zurich herrschte tiber achtzehn innere Vogteien, neun
Landvogteien, vier duBere Obervogteien und zwei duBere Amter,
deren Status die Geschichte der territorialen Entwicklung des
Kantons widerspiegelte.

4.3 Gemeinsame Untertanenlande

Baden Die 1415 von den acht Alten Orten eroberte, zwischen Bern,
Zirich und Luzern gelegene Grafschaft Baden, mit dem wichtigen
Messeort Zurzach, wurde seit 1712 von den Kantonen Ziirich, Bern
und Glarus verwaltet. Die Grafschaft blieb iiberwiegend katholisch.
Die Landvogte von Baden wurden seit 1747 von Bern und Ziirich
jeweils fur sieben Jahre, von Glarus alle vierzehn Jahre fiir je zwei
Jahre ernannt. 1803 wurde die Grafschaft zwischen den Kantonen
Aargau und Zirich geteilt.

Freidmter im Aargau Die sudlich der Grafschaft Baden gelege-
nen katholischen Bezirke am linken Aarufer waren ein Hauptspiel-
platz der sogenannten Villmerger Kriege, religioser Biirgerkriege der
Jahre 1656 und 1712. Sie wurden 1712 geteilt, wobei das sogenann-
te Obere Freiamt von den acht Alten Orten, das Untere Freiamt von
Zirich, Bern und Glarus verwaltet wurde. 1803 wurden die Freiam-
ter dem neuen Kanton Aargau zugeteilt.

Gaster Die toggenburgische Herrschaft Gaster nordlich des Sees
von Wallenstadt wurde 1438 eine gemeinsame Vogtei der Kanto-
ne Schwyz und Glarus. Sie war in der Gegenreform rekatholisiert
worden und durfte nur von katholischen Vogten regiert werden, die
abwechselnd fir je zwei Jahre ernannt wurden. 1803 wurde Gaster
dem Kanton St. Gallen zugeteilt.

Das Rheintal wurde von den acht Alten Orten verwaltet. Die von
ihnen abwechselnd ernannten Landvogte residierten in Rheineck.
Seit 1712 hatten Katholiken und Protestanten paritatische Rechte.
1803 kam das Rheintal zum Kanton St. Gallen.

Sargans Die in der Gegenreformation rekatholisierte Grafschaft
Sargans 0stlich des Sees von Wallenstadt unterstand der gemeinsa-
men Verwaltung der acht Alten Orte. 1803 wurde sie dem Kanton St.
Gallen zugeschlagen.

Die welschen ,ennetbirgischen’ Vogteien Lugano, Locarno,
Mendrisio und Val di Maggia im heutigen Tessin unterstanden zwolf
von den dreizehn Kantonen, die abwechselnd fiir je zwei Jahre Land-
vogte ernannten. Appenzell war an der Eroberung dieser Gebiete und
daher an ihrer Verwaltung nicht beteiligt. Einmal jahrlich begab sich
eine Delegation von Deputierten der zwolf Kantone, die auch Syndika-
toren genannt wurden, zur Kontrolle der Regierungsgeschafte nach
Lugano. Drei weitere Vogteien, das Bleniotal, die Riviera und Bellin-
zona, wurden gemeinsam von Uri, Schwyz und Nidwalden beherrscht.
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Mehrere Versuche, die Reform in den welschen Vogteien einzufiih-
ren, wie zuletzt 1733, scheiterten und so blieben sie katholisch.

Thurgau Die Landgrafschaft Thurgau wurde von den acht Alten
Orten regiert. Mehrere Gebiete wurden bis zur Grindung des
Kantons Thurgau im Jahre 1798 im Namen des Bischofs von Kons-
tanz bevogtet. Seit 1712 herrschte relative Religionsfreiheit.

Bernisch-Freiburger Vogteien Die Vogteien / bailliages von
Morat / Murten, Grandson, Grasburg-Schwarzenburg, Orbe und
Echallens wurden von den Kantonen Bern und Freiburg gemeinsam
verwaltet. Die Landvogte wurden abwechselnd fiir je finf Jahre
ernannt. In Echallens waren beide Religionen vertreten, in den ande-
ren Vogteien herrschte die Reform vor.

4.4 Zugewandte oder verbiindete Orte

Bistum Basel / Evéché de Bale

Die weltliche Herrschaft des seit 1528 in Porrentruy residierenden
Bischofs von Basel umfasste kein einheitliches Gebiet und unter-
schied sich auch territorial von seiner weit ins Elsass reichenden
Diozese. Der Bischof war Reichsfiirst / prince-évéque, aber nur der
nordliche Teil der von ihm beherrschten Gebiete wurde dem Reich
zugerechnet. Die sogenannten helvetischen Gebiete im Studen des
Bistums, wie z.B. Biel / Bienne, Orvin, Moutier oder La Neuveville,
hatten durch Schutzvertrage / combourgeoisies mit Bern und ande-
ren Kantonen einen gewissen Grad an Autonomie errungen und das
Bistum Basel wurde deshalb partiell als Zugewandter Ort betrach-
tet. So hatte sich Biel nach Annahme der Reform im Jahre 1525 Bern
angenahert und eine von beiden Staaten iiberwachte Sonderstellung
als fast unabhangige Stadtrepublik erreicht, in der die Ziinfte eine
beherrschende Rolle spielten. Die Verwaltung Biels bestand aus dem
Petit Conseil mit 24 Mitgliedern, dem Grand Conseil mit 40 Mitglie-
dern, und den von den Raten gewahlten bourgmestre und banneret.
Der Vertreter des Bischofs von Basel, der maire, hatte nur reprasen-
tative Funktionen.

Der Bischof hatte 1735 die frihere Allianz mit den katholischen
Kantonen aufgegeben und 1739 durch einen separaten Schutzver-
trag mit Frankreich ersetzt; er rechnete aber mit der Unterstiitzung
des Deutschen Reiches bei Unruhen, die im franzosisch sprechen-
den ,Reichsteil’ seiner Gebiete ausbrachen. Die Institutionen seiner
weltlichen Herrschaft spiegelten die Vielfalt und das verwirren-
de Biindnisnetz dieses Staates wieder. Trotz Rekatholisierungs-
versuchen blieben ein Teil der Untertanen, vor allem in den mit
Bern allierten Gebieten, Anhanger der Reform. Nach dem Wiener
Kongress wurde der grofSte Teil dieses Gebietes dem Kanton Bern
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zugesprochen, andere Teile kamen an Basel-Land und Neuenburg;
aus dem nordlichen Gebieten des Berner Anteils wurde der heuti-
ge Kanton Jura gebildet.

Drei Biinde / Trois Ligues

Die dreirhatischen Republiken umfassten den Gotteshausbund / Ligue
Caddée | Ligue de la Maison-Dieu mit dem Hauptort Chur, den Grau-
en Bund / Ligue Grise mit dem Hauptort [lanz sowie den Zehngerich-
tebund / Ligue des X Juridictions mit dem Hauptort Davos. Sie bil-
deten seit dem 15. Jahrhundert einen foderativen Freistaat, dessen
interne Strukturen haufig durch politische und religiose Parteistrei-
tigkeiten erschiittert wurden. Obwohl seit den Abkommen von Ilanz
der Jahre 1524-26 das Prinzip der freien Religionsausiibung vorherr-
schen sollte, wurde es wiederholt, und besonders im 17. Jahrhundert,
in Frage gestellt.

Jeder der drei Bunde bewahrte seine eigene Verfassung und eine
weitreichende Entscheidungsfreiheit seiner Gemeinden oder Gerich-
te, die auf getrennten Landtagen ihre hochsten Magistrate, namlich
den Bundesprasidenten im Gotteshausbund, den Bundeslandammann
im Zehngerichtebund, den Landrichter im Grauen Bund sowie Depu-
tierte fur die jahrlich an wechselnden Hauptorten zusammentretenden
Bundestage wahlten. Die Biinde besalien gemeinsam mehrere Unter-
tanengebiete: die Herrschaft Maienfeld, den Veltlin / Valtellina, die
Grafschaft Cleven / Chiavenna, die Herrschaften Worms / Bormio und
Plurs / Piuri. Im Veltlin hatten die Katholiken Sonderrechte, die durch
Vertrage mit Mailand und mit der romischen Kurie geschiitzt waren.

Die drei Biinde bildeten ein wichtiges strategisches Glacis im
Kampf der Hauser Bourbon und Habsburg um die Vorherrschaft in
Italien. Die von einflussreichen Biindner Familien gefiihrten Partei-
en stiitzten sich in ihren inneren Machtkampfen auf mehrmals wech-
selnde Allianzen mit den europaischen Machten. 1761 ergriff die
Familie Salis in einem Familienpakt offen die Partei Frankreichs
und bekdmpfte erfolgreich die von den Familien Sprecher und Buol
gefithrte sogenannte osterreichische Partei.

Die durch das Rheintal und das Inntal fithrenden StralSen waren
flir den deutschen und 6sterreichischen Italienhandel und den Zugang
zu den Seehafen von grofSer Bedeutung. Der Transit wurde durch
Vertrage mit Venedig und Mailand geregelt; er war nicht nur fir den
Handelsverkehr sondern auch fiur den Truppendurchzug zwischen
Osterreich und Mailand bedeutend. Im Parteienstreit um die Erneu-
erung der Vertrage der Jahre 1762 bis 1764 begiinstigte die tiber-
wiegend protestantische Familie Salis aus personlichen Interessen
die Position Mailands, um eine leichtere Nutzung ihrer Besitzungen
im katholischen Veltlin zu erwirken; dies fihrte aber zum Bruch der
alten Allianz der drei Biinde mit Venedig.
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Genf/ Genéve

Die seit der Reform unabhangige Stadt war durch Allianzen der Jahre
1526 und 1584 zugewandter Ort der Eidgenossenschaft geworden.
Die alte demokratische Verfassung basierte auf dem Vorrang des
Conseil général aller Biirger - man unterschied alteingesessene citoy-
ens von den bourgeois, also Bliirgern der ersten Generation - von dem
die Réte in den Conseil des Deux-Cents, den Conseil des Soixante
und den Petit Conseil mit 25 Mitgliedern gewahlt wurden. Jahrlich
wurden vier syndics und andere Beamte bestimmt, deren Wieder-
wahl nach Unterbrechung moéglich war. Seit dem 17. Jahrhundert setz-
ten sich oligarchische Tendenzen durch, die zu einer allmahlichen
Entmachtung des Conseil général und des Conseil des Deux Cents
fihrten; die Macht konzentrierte sich in den Handen weniger Fami-
lien, die den Petit Conseil durch ein Kooptationssystem beherrschten.
Der Parteienstreit der biirgerlichen représentants und der patrizi-
schen négatifs fithrte in den Jahren 1734, 1737 und 1762 bis 1768 zu
heftigen Konflikten, die 1738 und 1768 durch die Mediation Frank-
reichs und verbiindeter Kantone gelost werden konnten. Die Genfer
Parteien vertraten auch wirtschaftliche Interessen, denn die Mehr-
zahl der Genfer Bankiers und GroRkaufleute waren Patrizier. Die
biirgerliche Partei vertrat die Interessen der selbstandigen Uhrma-
cher und anderen Handwerker. Die habitants, das waren Zugewan-
derte mit Aufenthaltsrecht, und die natifs, wie man die Nachkommen
der habitants nannte, bildeten eine dritte Partei von unselbstandi-
gen Handwerkern, die weder Sitz noch Stimme hatten, aber durch
ihr okonomisches Gewicht und grofe Zahl die Innenpolitik mitbe-
stimmten. 1764 waren die durch das Verbot von Rousseaus Emile und
Contrat social ausgelosten Unruhen noch im Gange.

Die Aullenpolitik der Stadtrepublik war auf eine enge Zusam-
menarbeit mit Frankreich ausgerichtet, wo die patrizischen Banki-
ers und Kaufleute hohe Geldanlagen getatigt hatten. Strategische
Griinde sprachen ebenfalls fiir diese Allianz, die Genf vor Revanch-
ebestrebungen des benachbarten Kénigreichs Sardinien - das aller-
dings 1754 im Vertrag von Turin die Grenzen und die Unabhangigkeit
der Republik anerkannt hatte - schiitzen sollte. Seit 1679 waren die
Beziehungen mit Frankreich durch diplomatische Vertretungen
formalisiert. In den Jahren 1768 bis 1777 war der Bankier Jacques
Necker Genfer Resident in Paris. Frankreich wiederum nahm durch
seinen Genfer Residenten und durch wiederholte Handelsboykottdro-
hungen starken Einfluss auf die Innenpolitik Genfs.

Studidistoria18 | 69
Karl von Zinzendorf, Tagebuch einer kommerziellen Studienreise durch die Schweiz, 53-72



Watzlawick
4 . Schweizer Territorien und Institutionen im 18. Jahrhundert

Miilhausen / Mulhouse

Die ehemalige Reichsstadt Miilhausen bildete eine protestanti-
sche Enklave im ehemals habsburgischen, seit 1648 franzosischen
Sundgau. Seit 1515 zugewandter Ort der Eidgenossenschaft, sicherte
Milhausen seine Lage durch den Beitritt zur Allianz der Schweizer
Kantone mit Frankreich. Die Griundung von Textilmanufakturen in
der Mitte des 18. Jahrhunderts fuhrte zu einem raschen wirtschaftli-
chen Aufstieg. Mulhauser Fabrikanten, Kaufleute und Bankiers, wie
z.B. die Familie Fries, spielten eine wichtige Rolle im siiddeutschen
und osterreichischen Wirtschaftsleben.

Neuenburg / Neuchatel

Neuenburg hatte schon 1369 ein Blindnis mit Solothurn geschlos-
sen, dem im 15. Jahrhundert weitere Vertrage mit Bern, Freiburg und
Luzern folgten. 1707 wurde Neuenburg ein Fiirstentum der Konige
von PreufSen, an deren Stelle ein Gouverneur regierte. Es umfasste
die Grafschaften Neuenburg / Neuchatel mit vier Kastellanien / chdte-
laines und dreizehn Gerichtsbezirken / mairies sowie Valengin mit
finf mairies. Chdtelains, maires, die zwolf Mitglieder des Staatsrates
sowie andere hochste Beamte wurden vom Flirsten ernannt. Neben
ihnen hatten die Drei Landstande / Trois Etats der beiden Grafschaf-
ten, deren Mitglieder zu je einem Drittel aus adeligen Staatsraten,
chatelains oder maires sowie Blirgern bestanden, gerichtliche Befug-
nisse. Die alten politischen und religiosen Institutionen des Landes
behielten maRgeblichen Einfluss auf die Regierungsgeschafte, vor
allem auf lokaler Ebene; die Interventionen des preulSischen Hofes
waren deshalb von grofSer Vorsicht gekennzeichnet.

Abtei St. Gallen / Saint-Gall

Der Abt von St. Gallen war ungeachtet seiner Allianz mit der Eidge-
nossenschaft deutscher Reichsfiirst. Die von ihm beherrschten
Gebiete entsprachen in ihrer politischen Verfassung einer Doppel-
monarchie: die katholische sogenannte Alte Landschaft im Norden,
in der der Abt, unterstiitzt von einem Landshofmeister, souveran
herrschte; sowie die mehrheitlich protestantische Grafschaft Toggen-
burg im Westen, deren Landrat seit dem Religionskrieg von 1712 und
dem Frieden von Baden 1718 konstitutionelle Rechte besal$, die von
Zurich und Bern garantiert wurden. Der Abt ernannte Obervogte
ins obere Thurgau, in die Grafschaft Toggenburg und in zwei Herr-
schaften am Rhein.
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Stadt St. Gallen

Die seit 1454 mit der Eidgenossenschaft verbiindete und seit 1457
von der Abtei unabhangige Stadt nahm 1525-27 die Reform an. Sie
wurde von drei jahrlich wechselnden Blirgermeistern, vom Kleinen
Rat mit 24 Mitgliedern sowie vom sogenannten Kleinen und GrofSen
Rat mit 90 Mitgliedern, der sich aus dem Kleinen Rat und 66 Vertre-
tern der sechs Ziinfte zusammensetzte, regiert. Der Stadt gehorte
die Herrschaft Burglen im Thurgau.

Wallis / Valais

Die Republik Wallis war durch Schutzvertrage an die katholischen
Kantone gebunden, unterhielt aber auch Biindnisbeziehungen mit
dem protestantischen Kanton Bern. Der Bischof von Sitten / Sion
sowie die urspriinglich zehn, seit dem 15. Jahrhundert sieben freien
Landgerichte oder Zehnden / dizains des Oberwallis waren im Land-
rat / der diete vertreten, der fir jeweils 2 Jahre den Grolvogt / grand
bailli, das eigentliche Staatsoberhaupt des Wallis, wahlte; der Bischof
hatte bereits im 17. Jahrhundert seine Anspriiche auf die weltliche
Macht aufgegeben. Die 1475 eroberten sechs Gemeinden / banniéres
des franzosischsprachigen Unterwallis wurden durch Vogte als
Untertanengebiete verwaltet; der gouverneur von Saint-Maurice galt
als hochster Beamter des Unterwallis.

Schutzgebiete

Die kleine Dorfrepublik Gersau am Vierwaldstatter See sowie die
an Unterwalden grenzende Abtei Engelberg waren gewissermalien
Protektorate der Eidgenossenschaft; das urspringlich reichsun-
mittelbare, auch ,Reichsdorf’ genannte Gersau hatte an mehreren
eidgenossischen Feldziigen teilgenommen und beanspruchte sogar
den Status eines zugewandten Ortes. Beide Gebiete bewahrten in
ihren inneren Angelegenheiten sowie in den Auflenbeziehungen ein
hohes MaR an Unabhangigkeit, die sie durch eine geschickte Gleich-
gewichtspolitik gegeniiber Anspriichen der benachbarten Kanto-
ne Schwyz, Unterwalden und Luzern zu wahren verstanden. Nach
dem Wiener Kongress fielen Gersau an Schwyz und Engelberg an
Nidwalden.

Studidistorial8 | 71
Karl von Zinzendorf, Tagebuch einer kommerziellen Studienreise durch die Schweiz, 53-72






	4.1	Die Eidgenossenschaft
	4.2	Die Dreizehn Stände
	4.3	Gemeinsame Untertanenlande
	4.4	Zugewandte oder verbündete Orte

